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Das Blatt erſcheint nach . — + $ Zu beziehen durch alle Poft: 
Bedarf, im allgemeinen anſtalten und durch die 
monatlſch zweimal, zum 2 Expedition des Blattes 
Preiſe von jährlich M. 6. 

der 


Berlin W. 8, Mauerſtr. 43 44. 


Handels und Gewerbe-Verwaltung. 


Herausgegeben im Königlichen Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
Ar. 16. Berlin, Freitag, den 28. Juli 1905. 


5. Jahrgang. 


Inhalt: 
J. Uerſonalien: S. 227. 

III. Handelsangelegenheiten: 1. Schiffahrts angelegenheiten: Betr. im Auslande zu erledigende 
Erſuchungsſchreiben der Juſtiſbehörden S. 227. Betr. Grenzlinien im Puget Sound und dem offenen 
Meere S. 228. — 2. Sonſtige Angelegenheiten: Betr. Reinigen und Desinfizieren von Eh- und 
Trinkgeſchirr S. 228. 

IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Gewerbliche Anlagen: Betr. Anwendnug des $ 27 der Gewerbes 
ordnung (Unterſagung und Beſchränkung geräuſchvoller Betriebe) S. 229. — 2. Drgantfation des 
Handwerks: Betr. Prüfungsausſchüſſe für Geſellenprüfungen S. 230. Betr. Errichtung von Innungs⸗ 
Kranken⸗ und Unterſtützungskaſſen S. 231. — 3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: Betr. 
Betriebe des Maler-, Anſtreicher⸗, Tüncher⸗, Weißbinder⸗ oder Lackierergewerbes S. 232. — 4. Ar⸗ 
beiterverſicherung: Betr. § 75a des K V. G. S. 233. — 5. Gewerbegerichte und Kaufmanns⸗ 
gerichte: Betr. im Auslande zu erledigende Erſuchungsſchreiben der Justizbehörden S. 234. 

V. Grwerhliche Unterrichtsangelegenheiten: Fachſchulen: Betr. Studienausflüge der Fachſchulen S. 234. 

VI. Nichtamtlichrs: Entſcheidungen der Gerichte: Deputationen, Kommiſſionen und Kommiſſare 
einer Gemeindebehörde ſind nicht befugt, das dieſer übertragene Aufſichtsrecht über Ortskrankenkaſſen 
($ 45 K. V. G) ſelbſtandig auszuüben S. 234. 


En 


I. Perſonalien. 
Seine Majeſtät der König haben Mier- Verſetzt ſind 
gnädigſt geruht, 1 zum 20. Juli d. Is. Gewerbeaſſeſſor 
den Kommerzienräten Robert Böker und Delert von Cöln II nach Liegnitz, 
Bernhard Haſeuclever in Remſcheid zum 1. Oktober d. Is. die Gewerbe- 


ſowie dem Kommerzienrat Adolf ie ee 9 
0 er : i hert von Berlin 80. 
Lindgens in Wiesbaden den Charakter 1210 Berlin G und Kummer 


8 fan 11 i ayajiotr n „ x 
$ Me . Kommerzienrat | Berlin C nach Berlin 80. 


Der Geheime Rechnungsrat Menne iſt Der Regierungsrat Dr. Tiede in Oppeln 
zum Vorſteher des Zentralbureaus im Mie iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
niſterium für Handel und Gewerbe ernannt Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung Ne- 
worden. gierungsbezirk Oppeln ernannt worden. 


Die Gewerbereferendare Oelert 2 
Cöln und Lohmann aus Berlin find nach . Ë \ 
beſtandener Prüfung zu Gewerbeaſſeſſoren (. Per Baugewerkſchullehrer Hans Roemp⸗ 

A ler in Frankfurt a. O. ift zum Oberlehrer 
ernannt worden. > 
ernannt worden. 


III. Haudels⸗ Angelegenheiten. 


1. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. im Auslande zu erledigende Erſuchungsſchreiben der Iunſtizbehörden. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
= ale i l Berlin W. 66, den 13. Juli 1905. 
Unter Abänderung des Erlaſſes vom 18. Dezember 1893 (0 10 481) ſetze ich das 
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Königliche Seeamt davon in Kenntnis, daß an die Stelle der allgemeinen Verfügung des 
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Herrn Juſtizminiſters vom 20. Mai 1887, betreffend die im Auslande zu erledigenden Er 
ſuchungsſchreiben der Juſtizbehörden, die allgemeine Verfügung vom 29. Mai d. J. (Juſt. 
Min. Bl. S. 159) getreten ift. 

Im Auftrage. 
IT 5149. — I 6292. Neumann. 


An die Königlichen Seeämter zu Königsberg, Danzig, Stettin, Stralſund, Flensburg, Tönning 
und Emden. 


Betr. Greuzlinien zwiſchen dem Puget Sound und dem offenen Meere. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 13. Juli 1905. 

Durch das Geſetz der Vereinigten Staaten von Nordamerika vom 7. Juni 1897 ſind 
Vorſchriften zur Verhütung von Zuſammenſtößen in Häfen, auf Flüſſen und Pimen- 
gewäſſern erlaſſen. Im Anſchluſſe hieran findet eine Feſtſetzung der Grenzlinien zwiſchen 
den Gewäſſern der Häfen, Flüſſe uſw. und dem offenen Meer im Verwaltungswege ſtatt. 
Neuerdings ſind die Grenzlinien zwiſchen den Gewäſſern, die den Puget Sound (Staat 
Waſhington am ſtillen Meer Breite N. 47,16) im weiteren Sinne bilden, und dem offenen 
Ozean wie folgt feſtgeſetzt worden: 

1. eine Linie von dem Leuchtturm in New-Dungeneßz auf der Südſeite der Juan 
de Fuca⸗Straße (Feſtland) in Richtung Nord ¼ Weft nach dem Cattle Point- 
Leuchtfeuer auf der Südoſtſpitze der Inſel San Juan; 

2. eine Linie von Bellevue Point auf der Inſel San Juan in Richtung Nord- 
Weft ¼ Weft nach Kelett Bluff auf der Henry-Inſel (Länge 3a Sermeilen); 

3. eine Linie von dem Endpunkte zu 2 in Richtung Nord-Weſt / Nord nach dem 
Turn Boint-Leuchtfener auf der Nordweſtſpitze der Inſel Stuart (Länge 
6½⅛ Seemeilen); 

4. eine Linie von dem Endpunkte zu 3 in Richtung Nordoſt ¼ Oft nach der 
Weſtſpitze der Inſel Skip Jack; 

5. eine Linie von dem Endpunkte zu 4 in Richtung Nord zu Dit, / Dit nach 
dem Leuchtfeuer der Inſel Patos; 

6. eine Linie von dem Oſtende der Juſel Patos in Richtung Nord-Weſt ½ Weft 
nordwärts nach der Südweſtſpitze von Point Roberts (Feſtland). 

Ich erſuche Sie, beteiligte Schiffahrtskreiſe Ihres Verwaltungsbezirks hierauf hin— 
zuweiſen. 
Im Auftrage 
IIb 6265. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 


Betr. Reinigen und Desinfizieren von Eh und Trinkgeſchirr. 
Verlin, den 7. Juli 1905. 

Die Frage, ob und in welchem Umfang Jufektionskrankheiten durch die gemeinſame 
Benutzung von Gebrauchsgegenſtäuden durch mehrere Perſonen übertragen werden können, 
iſt in neuerer Zeit wiederholt Gegenſtand wiſſenſchaftlicher Unterſuchungen geweſen. Eine 
bemerkenswerte Arbeit über dieſen Gegenſtand hat der Direktor des hygieniſchen Inſtituts 
der Univerſität Göttingen, Profeſſor Dr. E. von Esmarch unter dem Titel „Verbreitung 
von Infektionserregern durch Gebrauchsgegenſtände und ihre Desinfektion“ in Nr. 2 der 
„Hygieniſchen Rundſchau“ Jahrgang 1901 veröffentlicht. In derſelben wird der Nachweis 
geführt, daß die Diphtheriebakterien bis zu 15 Tagen, der Bazillus prodigiosus bis zu 
3 Monaten, an Eh- und Trinkgeſchirren angetrocknet, lebensfähig bleiben, und daß eine 
ausreichende Beſeitigung dieſer Keime durch Abwaſchen der Gläſer und Trockenreiben mit 
ſterilen Tüchern nicht zu erreichen iſt. Auch Gabeln und Meſſer ließen ſich durch bloßes 
Abreiben von Krankheitserregern nicht befreien. Dies gelang dagegen vollkommen durch 
Behandlung mit einer 2 prozentigen Sodalöſung von 50° innerhalb einer Minute. 

Auf Grund dieſer Verſuche empfiehlt von Esmarch für Heil- und Kuranſtalten, 
Hotels und dergl., in denen Kranke mit einer übertragbaren Krankheit ſich aufhalten, aber 
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auch für Privatfamilien eine entſprechende Reinigung und Desinfektion der für den Gebrauch 
dieſer Krauken beſtimmten Eh- und Trinkgeſchirre. 

Die Arbeit von Es marchs ift dem Direktor des Inſtituts für Infektionskrankheiten 
hierſelbſt zur gutachtlichen Außerung überſandt worden. Der hierauf erſtattete Bericht be- 
ſtätigt die Ergebniſſe der von Esmarch'ſchen Unterſuchungen und kommt zu dem Schluß, 
daß zwar die Durchführung der empfohlenen Reinigungs- und Desinfektionsverfahren in 
der Praxis auf Schwierigkeiten ſtoßen werde, daß aber der Verſuch zu machen ſei, auf dem 
Wege der öffentlichen und privaten Belehrung eine größere Reinlichkeit in der Behandlung 
der Eh- und Trinkgeſchirre und Gebrauchsgegenſtände in öffentlichen Wirtſchaften, Kranken-, 
Erziehungsanſtalten und dergl. zu erzielen. 

Dieſer Auffaſſung pflichten wir bei. Namentlich von dem Erlaß bezüglicher Polizei— 
verordnungen vermögen wir uns nicht viel zu verſprechen. 


Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
und Medizinal-Angelegenheiten. Im Auftrage. 
Im Auftrage. von der Hagen. 
Förſter. 


M. d. g. A. M. 12 452. — M. f. H. IIb 5926. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten zu Berlin. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Auwendung des § 27 der Gewerbeordnung (Unterſagung und Beſchränkung geräuſchvoller Betriebe). 
Beſcheid. 
Auf die Beſchwerde der Sanitätsräte N. N. in L. wider den Beſchluß des dortigen 
Bezirksausſchuſſes vom 30. März d. J., 
wodurch der Beſcheid des Vorſitzenden dieſer Behörde vom 22. Auguſt 1903, 
betreffend Beſchränkungen des Tiſchlereibetriebs des Tiſchlermeiſters V. daſelbſt, 
aufrecht erhalten iſt, 
werden der angefochtene Beſchluß und der vorbezeichnete Beſcheid des Vorſitzenden des 
Bezirksausſchuſſes aufgehoben und das Verfahren eingeſtellt. 


Gründe. 

Durch Beſcheid des Vorſitzenden des Bezirksausſchuſſes in L. vom 14. April 1903 
wurde auf Antrag der Ortspolizeibehörde dem Tiſchlermeiſter V. daſelbſt auf Grund des 
$ 27 der Gewerbeordnung für den Betrieb feiner Tiſchlerei eine Anzahl von Befchrän- 
kungen auferlegt, damit nicht durch dieſen mit ungewöhnlichem Geräuſche verbundenen Ve- 
trieb die beſtimmungsmäßige Benutzung der benachbarten Klinik der Sanitätsräte N. N. 
eine erhebliche Störung erleide. Nachdem dieſer Beſcheid rechtskräftig geworden war, wurde 
infolge erneuter Beſchwerden der genannten Arzte durch einen namens des Bezirksausſchuſſes 
von deſſen Vorſitzendem erlaſſenen Beſcheid vom 22. Auguſt 1903 dem V. eröffnet, daß er 
die zur Zeit in dem oberen Arbeitsraume ſeiner Werkſtatt untergebrachte Kreisſäge von dort 
zu entfernen habe, und daß die Auflage weiterer Bedingungen vorbehalten bleibe, falls 
etwa die Kreisſäge in dem unteren Arbeitsraum aufgeſtellt werde. Nunmehr ſtellten ſowohl 
V. als auch die Sanitätsräte N. N. rechtzeitig den Antrag auf Beſchlußfaſſung durch das 
Kollegium des Bezirksausſchuſſes, und zwar V., weil er die Kreisſäge nicht entbehren könne, 
die beiden Arzte, weil nicht nur der Betrieb der Kreisſäge, ſondern auch der Betrieb der 
Hobelmaſchine, der Bandſäge und der Bohrmaſchine unterſagt werden müſſe. Durch Beſchluß 
vom 30. März d. J. wies aber das Kollegium des Bezirksausſchuſſes die Anträge beider 
Parteien zurück und hielt den Beſcheid ſeines Vorſitzenden vom 22. Auguſt 1903 aufrecht. 
Gegen dieſen Beſchluß des Bezirksausſchuſſes haben die Sanitätsräte N. N. unter Wieder⸗ 
holung ihres in erſter Inſtanz geſtellten Antrags rechtzeitig Rekursbeſchwerde erhoben. 

Es war, wie geſchehen, zu entſcheiden. i l 

In dem Beſcheide vom 14. April 1903, durch welchen dem V. für feinen Tifchlerei- 
betrieb zum Schutze der Klinik der beiden Arzte eine Reihe von Beſchränkungen auferlegt 
iſt, iſt ein Vorbehalt zur nachträglichen Abänderung oder Ergänzung dieſer Auflagen — 
wie er unter beſtimmten Vorausſetzungen in ſinngemäßer Anwendung der Beſtimmungen 
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unter Ziffer 28, Abſatz 6, der Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung vom 1. Mai v. J. 
zuläſſig ſein würde — nicht aufgenommen worden. Unter dieſen Umſtänden iſt jener Be⸗ 
ſcheid, bei dem ſich nicht nur V., ſondern auch die Ortspolizeibehörde und die beiden Arzte 
beruhigt haben, als endgültig zu erachten, und es iſt nicht zuläſſig, daß der Bezirksausſchuß 
nachträglich durch neue Beſchlüſſe dem V. weitere Beſchränkungen auferlegt hat. Der § 27 
der Gewerbeordnung trifft einerſeits dafür Fürſorge, daß die beſtimmungsmäßige Benutzung 
von Krankenhäuſern uſw. durch Eingreifen des Bezirksausſchuſſes vor Störungen durch neu 
entſtehende lärmende Betriebe in beſonderem Maße geſchützt wird; hat aber der Bezirks⸗ 
ausſchuß einem mit ungewöhnlichem Lärme verbundenen Betriebe gegenüber die Vorſchriften 
des § 27 vorbehaltlos zur Anwendung gebracht, fo ift andrerſeits der Betriebsunternehmer, 
ſolange er nicht weſentliche Veränderungen vornimmt, dagegen geſichert, daß ihm vom 
Bezirksausſchuß noch nachträglich neue, weitergehende Beſchränkungen auferlegt werden, und 
es iſt nunmehr lediglich Sache der Ortspolizeibehörde, einzuſchreiten, falls der lärmende 
Betrieb Gefahren für die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit, Geſundheitsgefahren 
oder Verkehrsbeläſtigungen herbeizuführen geeignet ift (§ 10 II. 17 Allgemeinen Landrechts, 
§ 6 lit. b u, k des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 11. März 1850). 

Da alfo im vorliegenden Falle die Vorausſetzungen für die Anwendung des § 27 der 
Gewerbeordnung überhaupt nicht gegeben find, fo mußte der Beſcheid des Vorſitzenden des 
Bezirksausſchuſſes vom 22. Auguſt 1903 und der dieſen Beſcheid beſtätigende Beſchluß des 
Bezirksausſchuſſes vom 30. März d. J. aufgehoben werden. 

Berlin, den 22. Juli 1905. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
III. 5699. (gez.) Neumann. 


2. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Prüfungsausſchüſſe für Geſellenprüfungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 66, den 14. Juli 1905. 


Dem Antrage der Handelskammer, dem von ihr zu errichtenden Geſellenprüfungs— 
ausſchuß für die Maſchineninduſtrie im Bezirke der Handelskammer zu N. das Recht zu 
verleihen, als ſtaatliche Prüfungsbehörde für Maſchinenſchloſſer-, Eiſendreher- und Keſſel— 
ſchmiedelehrlinge aus Fabriken ihres Bezirks gemäß § 129 Abſ. 4 der Gewerbeordnung 
mit der Maßgabe in Tätigkeit zu treten, daß die von ihm mit Erfolg Geprüften auch in 
Handwerksbetrieben die Befugnis zur Anleitung von Lehrlingen ſowie die Befähigung zur 
Anſtellung in ſtaatlichen Betrieben in ihrem Fach erlangen, vermag ich nicht zu entſprechen. 

Ein Prüfungsausſchuß, der von einer Handelskammer eingeſetzt würde, und ſeine 
Tätigkeit auf Grund einer von ihr zu erlaſſenden Prüfungsordnung auszuüben hätte, kann 
niemals den Charakter einer ſtaatlichen Prüfungsbehörde erlangen, in deren Weſen es 
liegt, daß fie vom Staat eingeſetzt wird, daß dem Staat allein die Beſtinnmung ihrer Zus 
ſammeuſetzung und die Einberufung ihrer Mitglieder zuſteht, und daß der Staat in der 
Lage iſt, die für ſie maßgebende Prüfungsordnung ſowie das Prüfungsverfahren vor ihr 
jederzeit ſelbſtändig zu regeln. 

Es könnte daher nur in Frage kommen, ob etwa eine hinreichende Veranlaſſung vor- 
liegt, mit der Errichtung einer ſtaatlichen Prüfungsbehörde für die Handwerkslehrlinge aus 
Maſchinenfabriten im Bezirke der Handelskammer zu N. vorzugehen. Eine ſolche vermag 
ich aber aus den Ausführungen der Handelskammer nicht zu entnehmen. Wie ich bereits 
in meinem Erlaſſe vom 5. Auguft 1902 (MBL. S. 323) betont habe, würde ein Bedürfnis 
für Schaffung beſonderer Prüfungsbehörden für Handwerkslehrlinge in Fabrikbetrieben nur 
dann anzuerkennen ſein, wenn die beſtehenden Prüfungsausſchüſſe der Handwerkskammern 
es ablehnen ſollten, die Prüfung dieſer Lehrlinge vorzunehmen, oder wenn ſich bei der 
Prüfung dieſer Perſonen durch die beſtehenden Prüfungsausſchüſſe erhebliche Unzuträglich— 
keiten herausſtellen ſollten. u 

Die Handelskammer erkennt dagegen ſelbſt an, daß Prüfungsgeſuche der Fabrik⸗ 
lehrlinge durch den Prüfungsausſchuß der Handwerkskammer bisher nicht abgelehnt worden 
ind, und wenn die Handelskammer die Befürchtung ausſpricht, die prüfenden Handwerker 
könnten das Ergebnis der Ausbildung der Lehrlinge in den Fabriken nicht richtig würdigen, 
ſo fehlt es für dieſe Befürchtung an einer näheren Begründung. 
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Noch weniger aber vermag der Hinweis darauf, daß die Handwerksſchloſſerei und 
der Maſchinenbau praktiſch und vollends theoretiſch ganz verſchiedene Keuntniſſe voraus- 
ſetzen, die Bildung beſonderer Prüfungsbehörden für die im letzteren beſchäftigten Lehrlinge 
zu begründen. Denn wenn den Prüfungszeugniſſen ſolcher Prüfungsbehörden die Wirkung 
der Verleihung der im § 129 Abſ. 1 der Gewerbeordnung bezeichneten Befugniſſe beigelegt 
werden ſoll, ſo iſt es klar, daß dies nur dann geſchehen kann, wenn die Prüfungen auf die 
Ermittelung der für das betreffende Handwerk erforderlichen Kenntniſſe und Fähigkeiten 
gerichtet ſind. 

Ich verkenne nicht, daß durch Ablegung der Geſellenprüfung durch die in Fabrik— 
betrieben beſchäftigten Handwerkslehrlinge ein wohltätiger Einfluß auf die ganze Lehrlings— 
ausbildung in der Induſtrie ausgeübt werden würde. Dieſe Wirkung wird indeſſen auch 
dann erzielt werden, wenn die Inhaber der Fabrikbetriebe es ſich angelegen ſein laſſen, 
ihre Lehrlinge zur Ablegung der Geſellenprüfung vor den Prüfungsausſchüſſen der Hand⸗ 
werkskammern anzuhalten. Sollte daneben Wert darauf gelegt werden, die in Fabrik— 
betrieben ausgebildeten Lehrlinge Prüfungen zu unterwerfen, die über den Rahmen der für 
das Gewerbe üblichen Prüfungen hinausgehen oder von dieſen abweichen, ſo ſteht nichts 
im Wege, hierfür beſondere Prüfungskommiſſionen zu errichten. Den von dieſen Kommiſſionen 
ausgeſtellten Prüfungszeugniſſen würde aber die Wirkung der von den Prüfungsausſchüſſen 
der Handwerkskammern ausgeſtellten Prüfungszeugniſſe nicht beigelegt werden können. 

Im Auftrage. 
Neuhaus. 


IV 4799. — ITa. 3098. — III 5487. 
Au die Handelskammer in N. 


Betr. Errichtung von Innungs⸗Krauken⸗ und Unterſtützungskaſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 10. Juli 1905. 

Die Frage, ob mehrere Innungen berechtigt feien, eine gemeinſame Innungskranken— 
kaſſe oder ſonſtige Unterſtützungskaſſe auf Grund der Beſtimmungen der Gewerbeordnung 
zu errichten, iſt in dem beigefügten Erlaſſe vom 26. Februar 1885 — 2052 — verneint 
worden. Dieſer Erlaß bezog fih auf den damals in Geltung befindlichen §S 97a Nr. 5 
Gewo., deffen Beſtimmungen im § 81b Nr. 3 in der Faſſung der Novelle vom 26. Juli 
1897 (RGV. S. 663) wörtlich übernommen worden find. Die Grundſätze des Exlaſſes 
finden daher auf die letztgenannte Beſtimmung mit der Maßgabe Anwendung, daß an die 
Stelle der landesrechtlichen Vorſchriften die Beſtimmungen des Geſetzes über die privaten 
Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 (RGBl. S. 139) getreten ſind. 

Im Auftrage. 
IV 4872. — III 4863. Neumann. 


An den Herrn Oberpräſidenten in N. 
Anlage. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 26. Februar 1885. 

Nach dem Berichte vom 10. d. M. über den Stand des Innungsweſens im 
dortigen Bezirke wird au verſchiedenen Orten desſelben die Errichtung von Innungs⸗ 
krankenkaſſen als einer mehreren Innungen gemeinſamen Inſtitution beabſichtigt. 

Dies gibt mir Veranlaſſung, Euer Hochwohlgeboren ergebenſt darauf hinzuweiſen, 
daß nach § 97a Nr. 5 der Gewerbeordnung Innungskrankenkaſſen nur von der einzelnen 
Innung für den Kreis ihrer Mitglieder, Geſellen uſw. errichtet werden und demgemäß 
Kaſſeneinrichtungen zur Unterſtützung der Angehörigen mehrerer Innungen in Krankheits- ze. 
Fällen allein in der Form von eingeſchriebenen oder auf Grund landesrechtlicher Vor- 
ſchrift errichteten Kaſſen in Leben treten können. 

Im Auftrage. 
M. 2052. gez. Wendt. 


An den Königlichen Regierungspräſidenten in N. 


Anlage 
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3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 

Betr. Betriebe des Maler, Auſtreicher⸗, Tüncher⸗, Weiſibinder⸗ oder Lackierergewerbes. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

Berlin W 66, den 15. Juli 1905. 

In der am 1. d. M. ausgegebenen Nr. 28 des Reichsgeſetzblatts ſind die Vorſchriften 
veröffentlicht, die der Bundesrat auf Grund des § 1200 der GewO. zum Schutze der 
Arbeiter in Betrieben, in denen Maler-, Anſtreicher-, Tüncher-, Weißbinder- oder 
Lackiererarbeiten ausgeführt werden, erlaſſen hat. Sie treten am 1. Januar 1906 in 
Kraft. Ich erſuche Sie, dafür Sorge zu tragen, daß ſie vorher in den beteiligten Kreiſen 
allgemein bekannt werden. Insbeſondere wird dahin zu ſtreben ſein, daß die hierfür in 
Betracht kommenden Tageszeitungen nicht nur auf den Inhalt der Vorſchriften hinweiſen, 
jondern deren Wortlaut zum Abdruck bringen. Außerdem empfiehlt es fiH, auch die 
beteiligten Junungen zu veranlaſſen, daß fie ihre Mitglieder auf die neuen Vorſchriften 
aufmerkſam machen. 

Über ihren Inhalt bemerke ich folgendes: 

Abſchnitt ! (§§ 1 bis 6) enthält Beſtimmungen für die Betriebe des eigentlichen 
Maler-, Auſtreicher-, Tüncher-, Weißbinder⸗ oder Lackierergewerbes, Abſchnitt IL (88 7 bis 11) 
dagegen Beſtimmungen für ſonſtige Betriebe, in denen Maler-, Anſtreicher-, Tüncher-, 
Weißbinder- oder Lackiererarbeiten im Zuſammenhange mit einem anderen Gewerbebetrieb 
ausgeführt werden. Die Vorſchriften des Abſchnitts II gelten jedoch nicht für Betriebe, 
in denen Maler- uſw. Arbeiten nur gelegentlich oder vorübergehend vorkommen, fonder 
nur für Betriebe, in denen Arbeiter ſtändig oder vorwiegend bei Maler- uſw. Arbeiten 
verwendet werden und dabei Bleifarben oder deren Gemiſche nicht nur gelegentlich benutzen. 

$ 1 enthält allgemeine Vorſchriften, welche der aus der Berührung mit trockenen 
Bleifarben entſtehenden Gefahr entgegenwirken ſollen. Das gefährliche Anreiben des Blei— 
weißes mit der Hand (§ 2 Abſ. 1) ſchlechthin zu verbieten, erſchien unbedenklich, da dieſe 
Arbeit ſehr wohl entbehrt werden kann. Von den Bleiweißfabriken wird nämlich ſchon 
jetzt Bleiweiß in großen Mengen maſchinell mit Ol oder Firnis angerieben und in den 
Handel gebracht. Da das Olbleiweiß ohne Schädigung aufbewahrt werden kann, fo find 
auch die kleineren Arbeitgeber in der Lage, ſich ſolches zu beſchaffen und vorrätig zu halten. 
Für das Anreiben anderer Bleifarben, von denen die Mehrzahl nur in kleinen Mengen 
verwendet wird, ſind im § 2 Abſ. 2 Ausnahmen zugelaſſen worden, weil einzelne angerieben 
im Handel nicht zu haben ſind. Das Anreiben dieſer Bleifarben mit der Hand ſoll aber 
wegen der damit verbundenen Geſundheitsgefahr nur von männlichen Arbeitern über 
18 Jahre vorgenommen und nur in kleineren Mengen zugelaſſen werden. Die Höchſt⸗ 
menge, welche von je einem Arbeiter täglich mit Ol oder Firnis angerieben werden darf, 
ift für die Bleifarben außer Bleiweiß und Mennige nach Anhörung von Sachverſtändigen 
auf je 100 g, für die in größeren Mengen notwendige Mennige auf 1 kg bemeſſen worden. 
Olmennige wird zwar in erheblich größeren Mengen als roſthindernder Anſtrich für Eiſen 
und andere Metalle gebraucht, für dieſen Zweck wird ſie aber mit dem Ol oder Firnis 
nicht angerieben, ſondern nur angerührt. Das Amühren fällt aber nicht unter die 
Veſtimmungen des § 2 Abſ. 2. l 

Der von den Arbeitgebern gegen das Verbot der Verwendung von Arbeitern unter 
18 Jahren erhobene Einwand, daß die Vornahme dieſer Arbeit zur Ausbildung der 
Lehrlinge unerläßlich fei, erſchien nicht ſtichhaltig, da die Lehrlinge das Aureiben von 
Olfarben auch bei Verwendung ungiftiger Farbſtoffe erlernen können. 

Die Vorſchrift des § 3 Abſ. 1 will zwar das trockene Abſchleifen und Abbimſen 
erhärteter Olfarbenanſtriche nur inſoweit verbieten, als die Anſtriche Bleifarben enthalten. 
Um dieſen Zweck zu erreichen, mußte aber die Faſſung der Vorſchrift ſo gewählt werden, 
daß alle Olfarbenanſtriche vor dem Abſchleifen oder Abbimſen anzufeuchten ſind, ſofern 
fie nicht nachweislich bleifrei find. Die Beſtimmung des Abſ. 2 ift nötig, weil der blei- 
haltige Schleifſchlamm bei längerem Liegen trocknen und dann bei ſeiner Entfernung eben— 
falls Staub entwickeln würde, 

Nach § 4 ſind die Arbeitgeber verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß die Arbeiter beim 
Arbeiten mit Bleifarben Arbeitskleider benutzen, um die Straßen- und Hauskleidung vor 
Verunreinigung zu ſchützen. Da es im Maler-, Anſtreicher- und Lackierergewerbe üblich ift, 
daß fich die Arbeiter ſelbſt mit Malerkitteln verſehen, und da die Arbeiter oft zu wechſeln 
pflegen, erſchien es, zumal in Rückſicht auf die zahlreichen Kleinmeiſter, nicht angezeigt, 
den Arbeitgebern die Lieferung von Arbeitskleidern ſchlechthin aufzugeben. Nur wenn 
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der Arbeiter keine Arbeitskleider beſitzt und außerſtande ift, fie ſich zu beſchaffen, wird 
der Arbeitgeber, um der Beſtimmung des § 4 zu genügen, zur Lieferung von Arbeits— 
kleidern genötigt ſein. 

Um den Arbeitern Gelegenheit zu geben, die im Intereſſe ihrer Geſundheit unerläß— 
liche Reinlichkeit zu beobachten, iſt im § 5 Abſ. 1 den Arbeitgebern die Vorhaltung von 
Waſchgefäßen und Bürſten zum Reinigen der Hände und Nägel, von Seife und Hand— 
tüchern vorgeſchrieben worden. Die Bereitſtellung von Waſchräumen und Waſſer zu ver⸗ 
langen, erſchien im allgemeinen nicht angängig, da die Maler, Anſtreicher, Tüncher, Weiß⸗ 
binder und Lackierer großenteils auf wechſelnder Arbeitsſtätte beſchäftigt ſind, ohne daß es 
dem Arbeitgeber möglich iſt, die Arbeitsſtätte regelmäßig aufzuſuchen und für Beſchaffung 
jener Dinge ſelbſt zu ſorgen. Sind dem Arbeiter Waſchgeräte zur Verfügung geſtellt, ſo 
wird er in der Lage fein, fich Waſſer und einen Raum zum Waſchen ſelbſt zu beſchaffen. 
Arbeitgeber aber, deren Arbeiter auf einem Neubau oder in einer Werkſtätte an dauernder 
Arbeitsſtelle beſchäftigt ſind, ſollen gemäß Abſ. 2 einen wenn auch nicht heizbaren, ſo doch 
froſtfreien Ort zum Waſchen und zum Aufbewahren der Straßenkleider ihren Arbeitern 
anweiſen. 

Da der Erfolg der Vorſchriften vornehmlich von dem Verhalten der Arbeiter, ins— 
beſondere von ihrer Sauberkeit abhängen wird, ſo iſt vor allem dafür zu ſorgen, daß ſie 
die mit ihrem Berufe verknüpften Geſundheitsgefahren und die Mittel zu deren Abwehr 
kennen lernen. Zu dieſem Zweck iſt im § 6 vorgeſehen, daß die Arbeitgeber diejenigen 
Arbeiter, welche Bleifarben verwenden, auf die Gefahren, denen ſie hierbei ausgeſetzt ſind, 
hinweiſen und ihnen, ſofern ſie es nicht ſchon beſitzen, beim Antritte des Arbeitsverhältniſſes 
das vom Kaiſerlichen Geſundheitsamte verfaßte Merkblatt aushändigen, welches ſowohl die 
Symptome der Bleivergiftung, als auch die zu ihrer Verhütung notwendigen Maßnahmen 
kurz ſchildert. 

Für die im § 7 Abſ. 2 näher bezeichneten Betriebe, d. h. die ſtändigen Arbeitsſtellen 
der Maler uſw. in Großbetrieben, wie Schiffswerften, Möbel-, Maſchinen-, Waggon- 
Fabriken, wird außerdem die Vorhaltung von Waſch- und Ankleideräumen (§ 8), der 
Erlaß der im § 9 bezeichneten Vorſchriften und die ärztliche Überwachung der Arbeiter 
(§§ 10 ff.) verlangt. 

Im Auftrage 
III 5526. Neumann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


4. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken— 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kaufmänniſche Krankenkaſſe für Rheinland und Weſtfalen (E. H.) in Elberfeld, 

2. Kriegervereins⸗Krankenkaſſe zu Herzberg (E. H.), 

3. Allgemeine Kranken⸗Unterſtützungs⸗ und Sterbekaſſe „Die treue Selbſthilfe (E. H.) 

in Danzig, 

4. Wanken ae Sterbekaſſe (E. H.) zu Schmitten, 

Krankenunterſtützungs-Verein zu Cronberg (E. H.), 

Kranken- und Sterbekaſſe zu Wallau (E. H.), 

„Kranken-⸗Unterſtützungs⸗ und Sterbekaſſe der Breslauer Maurergeſellen (E. H.), 

. Krankenlade des Kirchſpiels Altrahlſtedt (E. H.), 

Krankenunterſtützungskaſſe für Gold- und Silberarbeiter u. v. B. in Hanau (E. H.). 


DO AIDS 


Berlin, den 27. Juli 1905. 
Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
III 5515 n. Neumann. 
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5. Gewerbe- und Kaufmannsgerichte. 
Betr. im Auslande zu erledigende Erſuchungsſchreiben der Juſtizbehörden. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 13. Juli 1905. 

Die in dem Erlaſſe vom 10. Auguſt 1901 (MBI. S. 194) erwähnte allgemeine Ver- 
fügung des Herrn Juſtizminiſters vom 20. Mai 1887 über die im Auslande zu erledigenden 
Erſuchungsſchreiben der Juſtizbehörden iſt durch die allgemeine Verfügung vom 29. Mai d. J. 
(Juſt Min. Bl. S. 159) und inſonderheit der § 20 Abſ. 2 der erſteren durch den § 21 Ziffer 1 
der letzteren erſetzt worden. 

Die Gewerbegerichte des dortigen Verwaltungsbezirks ſind hierauf aufmerkſam zu 
machen. 

Im Auftrage. 
III 5149. — I 6292. Neumann. 
An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und die 
Königlichen Oberbergämter. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


Fachſchulen. 
Betr. Studienausflüge der Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
~ Berlin W. 66, den 14. Juli 1905. 

In Ergänzung des Runderlaſſes vom 8. Mai 1903 (MYI. S. 199), betreffend 
Studien⸗Ausflüge an Fachſchulen, beſtimme ich, daß künftig Ausfluͤge auf vier Tage ohne 
meine vorherige Genehmigung ausgedehnt werden können, ſofern zur Hin— und Rückreiſe 
jedesmal mehr als ein halber Tag erforderlich iſt. 

Ich erſuche Sie, die Direkkionen und Schulvorſtände der in Betracht kommenden 
Fachſchulen unter Benutzung der beiliegenden Abdrücke hiervon in Kenntnis zu ſetzen. 

Im Auftrage. 
IV 6099. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


VI. Nichtamtliches. 


Entſcheidungen der Gerichte. 


Deputationen, Kommiſſionen und Kommiſſare einer Gemeindebehörde find nicht befugt, das 
dieſer übertragene Aufſichtsrecht über Ortskraukenkaſſen ($ 45 K. V. G.) ſelbſtändig auszuüben. 


Eutſcheidung des Oberverwaltungsgerichts, III. Senat, vom 18. Mai 1905. 


In einer Vorſtandsſitzung der Krankenkaſſe in L. hatten Vorſtandsmitglieder der 
Kaſſe das Amt eines Vorſtandsmitglieds niedergelegt. In Vertretung des Magiſtrats— 
kommiſſars ließ ihnen der Magiſtratsaſſeſſor N. eine Verfügung zugehen, worin ſie unter 
Strafandrohung aufgefordert wurden, das Amt als Vorſtandsmitglied der Krankenkaſſe 
weiterhin bis zum Ablaufe der Wahlzeit zu verſehen. Zwei Vorſtandsmitglieder wurden 
hierauf mit dem Antrage klagbar, dieſe Verfügung außer Kraft zu ſetzen. 

Der Vorderrichter wies die Klage unter Anerkennung ihrer Zuläſſigkeit als ſachlich 
unbegründet ab. Auf die Reviſion der Kläger behielt es bei der Abweiſung der Klage 
aus folgenden Gründen ſein Bewenden: 

Nach § 45 Abſatz 6 des Krankenverſicherungsgeſetzes in der ihm durch die Novelle 
vom 25. Mai 1903 gegebenen Faſſung findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zum 
Zwecke der Anfechtung der von der Aufſichtsbehörde auf Grund des Abſatzes 1 oder des 
Abſatzes 5 getroffenen Anordnungen ſtatt. Als Aufſichtsbehörde kommt, wie bei der Be- 
ratung über § 45 in der Kommiſſion des Reichstages unter Zuſtimmung der Regierungs- 
vertreter (ſ. Kommiſſionsbericht zum Geſetz vom 15. Juni 1883 zu § 41 des Geſetzentwurfs) 
feſtgeſtellt worden ift, die im § 44 genannte Aufſichtsbehörde in Betracht. Bis zum Erlaß 
der Novelle vom 10. April 1892 war es für Orts- und Betriebskrankenkaſſen (. § 66) in 
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Gemeinden mit mehr als 10000 Einwohnern die Gemeindebehörde. Seitdem ift fie es 
nur noch für Kaſſen, deren Bezirk über den Gemeindebezirk nicht hinausgeht. Im übrigen 
ſteht die Beſtimmung der Aufſichtsbehörde der Landesregierung zu. 

In der Anweiſung der Miniſter des Innern und für Handel und Gewerbe vom 
26. November 1883 und 10. Juli 1892 iſt hierzu bemerkt, daß unter der Gemeinde— 
behörde der Vorſtand der Gemeinde zu verſtehen iſt und daß dieſer, ſofern er ein Kollegium 
bildet, zur Wahrnehmung der Aufſicht einen Kommiſſar zu beſtellen hat (f. Min.-Bl. f. d. 
i. V. 1883 S. 258 zu 3 und 4 und von 1892 S. 302/3 zu 4 und 5). Hierauf geſtützt, 
beſchloß der Magiſtrat von L. am 11. Jannar 1895, zur Wahrnehmung der Aufſicht über 
die Orts⸗ und Betriebskrankenkaſſen den Vorſitzenden der Gewerbedeputation als Kommiſſar 
zu beſtellen. Am 26. Juni 1904 wurde der Magiſtratsaſſeſſor N. mit der Vertretung 
des beurlaubten ſtellvertretenden Kommiſſars für die Orts- und Betriebskrankenkaſſen 
betraut. 

Dieſer Regelung mifit der Vorderrichter die Bedeutung bei, daß der Magiſtrat fein 
Aufſichtsrecht auf den Kommiſſar und deſſen Vertreter übertragen hat. Er erachtet dies 
für rechtlich wirkſam und demgemäß ſich zur Entſcheidung des Streits zwiſchen den 
Klägern und dem Magiſtratskommiſſar für ermächtigt. Hierin kann ihm jedoch nicht bei— 
getreten werden. 

Sofern die der Krankenkaſſe zugewieſenen Betriebe über den Gemeindebezirk L. nicht 
hinausgehen, was der Vorderrichter nicht feſtgeſtellt hat, ausweislich des dem Kaſſenſtatut 
beigefügten Verzeichniſſes der Betriebe aber nicht durchweg zuzutreffen ſcheint, ergibt ſich 
das Recht und die Pflicht zur Führung der Aufſicht für den Magiſtrat als die Gemeinde— 
behörde, wie bemerkt, unmittelbar aus den §§ 44, 45 des Krankenverſicherungsgeſetzes. Die 
Gemeindebehörde darf die ihr geſetzlich zugewieſene Zuſtändigkeit ohne beſondere geſetzliche 
Ermächtigung anderen Behörden oder dritten oder einem ihrer Beamten zur ſelbſtändigen 
Ausübung nicht übertragen. Gegenüber dem unmittelbar die Zuſtändigkeit der Gemeinde⸗ 
behörde regelnden Reichsgeſetze kann auch durch Landesgeſetz eine derartige Ermächtigung 
nicht erteilt werden und ebenſowenig für die Übung der Aufſichtsgewalt an Stelle der 
Gemeindebehörde eine andere Behörde oder ein Einzelbeamter berufen werden. Was ſich, 
ſoweit das Reichsgeſetz nicht entgegenſteht, nach Landesrecht regelt, ift der innere Dienſt⸗ 
betrieb und die Art, wie die kollegialiſch gebildete Aufſichtsbehörde ihrer geſetzlichen Muf- 
gaben zu genügen hat. 

In Betracht kommt hierfür die Städteordnung vom 30. Mai 1853, die allerdings 
(§ 59) die Übertragung der Verwaltung und Beaufſichtigung einzelner Geſchäftszweige des 
Magiſtrats an beſondere Kommiſſionen und Deputationen zuläßt, indes doch nur unter der 
Aufſicht und Leitung des ihnen übergeordneten Magiſtrats und vorbehaltlich feiner Be- 
fugnis, von Amts wegen oder auf Beſchwerde in ihre Tätigkeit einzugreifen und etwaige 
Unregelmäßigkeiten und Mängel abzuſtellen (88 26 ff, § 30 der Inſtruktion vom 25. Mai 
1835). Sie ſind demnach nur Organe des Magiſtrats und es gebührt ihnen nicht eine der 
Einwirkung des Magiſtrats entzogene ſelbſtändige Verfügungs-, Straf und Zwangsgewalt. 

Was hinſichtlich der Bildung von Deputationen und Kommiſſionen für die Verwaltung 
der eigentlichen Gemeindeangelegenheiten gilt, ift für die Verwaltung der dem Magiſtrat 
zugewieſenen Staatsangelegenheiten nur unter der Vorausſetzung anwendbar, daß hierfür 
nicht ein anderes von der Staatsbehörde beſtimmt iſt und daß ſich, wenn es an ſolcher 
Beſtimmung fehlt, die Übertragung der Grundſätze über die Tätigkeit der Deputationen 
und Kommiſſionen auf die Staatsangelegenheiten mit deren Eigenart verträgt (§ 1 der 
Inſtruktion). Wenn aber die Deputationen und Kommiſſionen in eigentlichen Gemeinde- 
angelegenheiten vorbehaltlich der Aufſicht und Leitung des Magiſtrats und vorbe— 
haltlich der den Beteiligten an den Magiſtrat eröffneten und an keine Friſt gebundenen 
Beſchwerde tätig ſind, ſo ſteht ihnen für die Staatsangelegenheiten jedenfalls keine 
weitergehende Befugnis zu. Sofern fie mit dem hier in Betracht kommenden Aufſichts⸗ 
rechte des Magiſtrats befaßt werden, läßt ſich nach ihrer Stellung gegenüber dem Magiſtrat 
nicht der Standpunkt vertreten, daß ſie abweichend von dem, was ſonſt gilt, für die Übung 
dieſes Aufſichtsrechtes unter Ausſchaltung der Einwirkung des Magiſtrats berufen werden 
dürfen. Gegen ihre Verfügungen ſteht den Beteiligten die Anrufung des Magiſtrats offen 
und zwar mit der Wirkung, daß die ablehnende Beſcheidung des Magiſtrats, weil ihr die 
Bedeutung einer Anordnung im Sinne der angegriffenen Verfügung beigemeſſen werden 
darf, binnen vier Wochen nach der Zuſtellung im Verwaltungsſtreitverfahren anfechtbar iſt. 
Zur Anrufung des Magiſtrats beſteht jedoch für die Beteiligten, da den Verfügungen der 
Deputationen und Kommiſſionen nicht die Bedeutung einer Verfügung des Magiſtrats 
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zukommt, keine Nötigung. Einen vollſtreckbaren Titel bildet die Verfügung der Deputationen 
und Kommiſſionen für die Beteiligten nicht und deshalb können ſie die Verfügungen des 
Magiſtrats ohne Nachteil abwarten. Wollte man dies nicht annehmen, dann müßte man 
anerkennen, was aber nicht anerkannt werden kann, daß die Verfügungen der Deputationen 
und Kommiſſionen vollſtreckbar werden, wenn fie binnen der reichsgeſetzlich beſtinunten Friſt 
im Verwaltungsſtreitverfahren nicht angefochten worden ſind. 

Nicht anders verhält es fich mit Verfügungen der Kommiſſare, deren fich die Aufſichts⸗ 
behörden, gleichviel ob ſie kollegialiſch gebildet ſind oder von einem Einzelbeamten wie dem 
Regierungspräſidenten, Landrat uſw. vertreten werden, auch ohne beſondere geſetzliche Gr- 
mächtigung für die Ubung der Aufſicht nach Ermeſſen bedienen dürfen. Zuläſſig iſt es 
unbeſchränkt in der Art, daß den Kommiſſaren die Überwachung der Tätigkeit der Kaſſen⸗ 
organe, die Einſichtnahme von den Büchern, Verhandlungen und Rechnungen, die Rieviſion 
der Kaſſen, die Anberaumung und Leitung der Sitzungen uſw. mit der Verpflichtung iber- 
tragen wird, über ihre Wahrnehmungen zu berichten und die Abſtellung etwaiger im Wege 
gütlicher Verhandlung mit den Beteiligten nicht zu beſeitigenden Anſtände in Anregung zu 
bringen. Was den Kommiſſaren aber nicht übertragen werden darf, iſt die ſelbſtändige 
Übung der Aufſichtsgewalt in der Art, daß ſie nach ihrem Ermeſſen dasjenige anordnen 
und durch Ordnungsſtrafen erzwingen, was ihrer Annahme nach eine geſetznäßige Ver- 
waltung erfordert ($ 45 Abſatz I und 5). Inſoweit haben die Beamten und Kommiſſare 
die Anordnung der erforderlichen Maßnahmen der Entſchließung der Aufſichtsbehörde zu 
überlaſſen. 

Der hier in Betracht kommende Wortlaut der Anweiſung der Miniſter nötigt auch 
nicht zu der Auslegung, daß ſie die kollegialiſch gebildeten Gemeindebehörden zur Über⸗ 
tragung ihrer Aufſichtsgewalt auf einen Kommiſſar zur ſelbſtändigen Ausübung ermächtigt 
oder gar verpflichtet haben. Eine ſolche Befugnis haben die Miniſter in dieſer Auweiſung 
zu J, 5 Abſatz 3 den zur Führung der Aufſicht über Krankenkaſſen, deren Bezirk über den 
jenigen einer Gemeinde hinausgeht, berufenen Kommunalaufſichtsbehörden zugeſtanden. Dem 
iſt aber auch in zweifelsfreier Art beſtimmter Ausdruck gegeben und dabei angeordnet, daß 
die Kommunalaufſichtsbehörde die von ihr beſchloſſene Übertragung der Aufſicht an eine 
untere Verwaltungs- oder Gemeindebehörde zu veröffentlichen habe. Die Rechtsgültigkeit 
dieſer Satzung ift in Anbetracht der im § 44 des Krankenverſicherungsgeſetzes feſtgeſtellten 
Ermächtigung der Landesregierung zur Beſtimmung derjenigen Behörde, die über derartige 
Kaffen die Aufſicht führen foll, nicht zu beanftanden. 

In Übung des Aufſichtsrechts haben deshalb Verfügungen, die auf Anordnungen und 
Zwangsmaßnahmen abzielen, ſeitens der Magiſtrate unter der Firma des Magiſtrats und 
der Unterſchrift des hierfür zuftändigen Beamten zu ergehen. Iſt dieſe Form beobachtet, 
dann iſt freilich ſeitens des Verwaltungsrichters ſo lange, als der Magiſtrat ſich zu einer 
angegriffenen Verfügung bekennt, nicht weiter zu prüfen, ob ſie auf einem Kollegialbeſchluß 
oder dem Beſchluß einer Abteilung oder Deputation des Magiſtrats beruht. 

Die Aufhebung der ſtreitigen Verfügung kann jedoch von den Verwaltungsgerichten 
in einem Verfahren gegen den Nommiffar nicht erreicht werden. Die für die Anfechtung 
von Anordnungen der Aufſichtsbehörde begründete Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte 
ift auf die Entſcheidung zwiſchen der Auffichtsbehörde und den durch die Anordnung ver- 
meintlich Verletzten beſchränkt. Die Erledigung des gegen den Kommiſſar anhängig qe- 
machten Streits läßt ſich, weil die Verfügung des Kommiſſars nicht die Bedeutung einer 
Verfügung des Magiſtrats hat, auch nicht unter nachträglicher Zuziehung des Magiſtrats 
in der Rolle als Beklagten ermöglichen. 

Die Kläger hätten ſich, wie bemerkt, mit ihrer Beſchwerde an den Magiſtrat wenden 
ſollen. Wäre es ohne Erfolg geblieben, dann hätte ihnen die Klage gegen den Beſcheid 
des Magiſtrats offen geſtanden. Die unter Übergehung des Magiſtrats angebrachte Klage 
auf Aufhebung der Verfügung des Kommiſſars iſt abzuweiſen. Es ändert aber daran 
nichts, daß die in Überſchreitung ſeiner Zuſtändigkeit ergangene Verfügung des Kommiſſars 
zur Vollſtreckung nicht geeignet ijt. 
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